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27.
4. III. 13 
NotZ(Brfg) 9/12

28.
7. III. 13 
III ZR 231/12

29.
7. III. 13 
VII ZR 68/10

a) Der Genehmigungsvorbehalt des § 11 Abs. 2, 2. Alt. BNotO 
erfasst auch Urkundstätigkeiten von Notaren im Ausland.
b) Sofern die Genehmigungsfähigkeit einer notariellen U r­
kundstätigkeit im EU-Ausland nicht bereits am Territoriali­
tätsprinzip scheitert, was der Senat offen gelassen hat, kommt 
eine Genehmigung nur ausnahmsweise in Betracht, sofern 
objektiv gewichtige Interessen der Urkundsbeteihgten ge­
fährdet sind, wenn nicht ein Notar ihres Vertrauens tätig wer­
den kann. Maßgeblich sind nicht die Interessen des Notars 
oder die Wünsche seiner Auftraggeber, sondern allein in der 
beabsichtigten vorsorgenden Rechtspflege, das heißt in der 
Sache selbst liegende zwingende Gründe......................................

a) Zur Kündigung eines DS1,-Anschlussvertrags aus wichti­
gem Grund durch den Kunden, wenn bei einem Wechsel 
des Anbieters eines DSL-Anschlusses der neue Vertragspart­
ner verspricht, die Rufnummermitnahme zu erledigen, und 
der bisherige Anbieter es versäumt, die Teilnehmerdatenbank 
zu aktualisieren, so dass der Kunde nach dem Wechsel nicht 
aus allen Netzen erreichbar ist.
b) Auch wenn Nutzungen primärer Bereicherungsgegen­
stand und nicht nach §818 Abs. 1 BGB herauszugeben sind, 
ist der Kondiktionsschuldner lediglich zum Ersatz der tat­
sächlich gezogenen Nutzungen verpflichtet.
c) Hat der Anbieter von Telekommunikationsleistungen
nach dem Wirksamwerden der Kündigung eines Pauschalta­
rifvertrags einen Kondiktionsanspruch gegen seinen früheren 
Kunden auf Ersatz der nach Beendigung des Vertragsverhält­
nisses gezogenen tatsächlichen Nutzungen, benötigt er zur 
Begründung seines Anspruchs die Verkehrsdaten und ist 
nach §97 Abs. 1 TKG zu deren Verwendung berechtigt........

a) Steht die nach §2  Nr. 6 Abs. 2 VOB/B zu bestimmende 
Vergütung für im Vertrag nicht vorgesehene Leistungen, die 
zur Ausführung der vertraglichen Leistung erforderlich wer­
den, in einem auffälligen, wucherähnlichen Missverhältnis zu 
diesen Leistungen, kann die der Preisbildung zugrunde he­
gende Vereinbarung sittenwidrig und damit nichtig sein.
b) Beträgt die nach §2  Nr. 6 Abs. 2 VOB/B zu bestimmende 
Vergütung nahezu das Achtfache des ortsüblichen und ange­
messenen Preises, kann ein auffälliges Missverhältnis vorlie­
gen. Ein auffälliges Missverhältnis ist nur dann wucherahn- 
lich, wenn der aufgrund dieses auffälligen Missverhältnisses 
über das übliche Maß hinausgehende Preisanteil sowohl abso­
lut gesehen als auch im Vergleich zur Gesamtauftragssumme 
in einer Weise erheblich ist, dass dies von der Rechtsordnung 
nicht mehr hingenommen werden kann. Unter diesen Voraus­
setzungen besteht eine Vermutung für ein sittlich verwerfli­
ches Gewinnstreben des Auftragnehmers.
c) An die Stelle der nichtigen Vereinbarung über die Vergü­
tung tritt die Vereinbarung, die Leistungen nach dem übli­
chen Preis zu vergüten (Fortführung von BGH, Urteil vom 
18. Dezember 2008 -  VII ZR 201/06, BGHZ 179, 213)..........
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30. Bei einem Verstoß gegen § 57 AktG sind weder das Verpflich-
12. III. 13 tungs- noch das Erfüllungsgeschäft nichtig............................312
II ZR 179/12

31. Wird bei einem gewerblichen Mietverhältnis über das Vermö-
13. III. 13 gen eines Mieters das Insolvenzverfahren eröffnet, beendet
XII ZR 34/12 die Kündigung des Insolvenzverwalters den Mietvertrag

auch mit Wirkung für die Mitmieter. ............................................  318
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